
Die Rückgliederung des Saargebietes
I. Die Ratssitzungen vom 5. und 6. Dezember 1934&apos;)
Die nach den verschiedensten Meldungen unmittelbar drohende

Gefahr eines Einmarsches französischer Truppen in das Saargebiet
und die Forderungen der Barthou&apos;schen Denkschrift vom 31. August
1934 2) hatten in der zweiten Hälfte des Jahres 1934 eine ernste Krisen-

stimmung hervorgerufen. In der Denkschrift war von Frankreich der
Versuch gemacht worden, den Völkerbund in erweiternder Auslegung
der ihm nach Art- 45 bis 5o des Versailler Vertrages nebst Anlage zu-

stehenden Befugnisse den französischen Interessen dienstbar zu machen.
Mit einer rechtlich nicht haltbaren Begründung, gestützt insbesondere auf
§ 39 des Saarstatuts, sollte der Völkerbund zu einer Darlegung der von

ihm im Falle einer Abstimmung zugunsten des sogenannten status quo
geplanten Regierungsmaßnahmen veranlaßt werden, wodurch praktisch
der französischen Wahlpropaganda zugunsten des status quo Vorschub

1) S. d. N., journ. Off., 1934, S. 1694 ff Literatur: Woermann, Deutsches Recht,

1934, S. 5,84; Bruns, Saarabstimmung u. Völkerbund, 1934,

2) S. d. N., journ. Off., 1934, S. 1185-
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Die Rockgliederung des Saargebietes 113

geleistet worden wäre. Sodann sollte, was rechtlich noch bedenklicher
war, vom Völkerbund für deir Fall der Rückgliederung an Deutschland
ein Regime fulr das Saargebiet ausgearbeitet werden, das dauernde

Souveränitätsbeschränkungen Deutschlands mit sich gebracht hätte.
Dem Beginn der. Novemberverhandlungen des Dreierausschusses,

der am 8. September 1934 vom Völkerbund mit der Erstattung eines
Berichtes über die* in der französischen benkschrift angeschnittenen
Fragen beauftragt worden &apos;war, hatte man deutscherseits zunächst
insofern mit Bedenken entgegengesehen, als der Völkerbund geneigt
schien, sich die französische Rechtsauffassung hinsichtlich des § 39
des Saar-Statuts zu eigen zu machen; hatte der Rat dodi beispiels-
weise in der Frage der den nichtabstfinmungsberechtigten Saarein-
wohnern zu gewährenden Garantien bereits in seinem einer Empfehlung
des Dreierausschuß entsprechenden Beschluß vom 4. Juni 1934 3) in
Aussicht gestellt, sur la base du § 39 dem endgültigen Souveränitäts-
träger gegebenenfalls Auflagen zu machen.

Später änderten Dreierausschuß und Rat jedoch ihre Rechts-

auffassung. In dem Bericht des Dreierausschuss-es vom 5. De-
zember 1934 4), den der Rat in der Sitzung vom 6. Dezember 1934 ange-
nommen hat, wurde die Zulässigkeit der Auferlegung dauernder Souve-

ränitätsbeschränkungen oder der Abhängigmachung der endgültigen
Gebietszuteilung von der Übernahme entsprechender Verpflichtungen
durch den betreffenden Staat ausdrücklich apr un examen approfondi
du Trait6 et de l&apos;Annexe ä la lumi&amp;e des principes fondamentaux du
droit international verneint. Der Völkerbund blieb sich somit der
durch den Versailler Vertrag gesetzten Grenzen seiner Zuständigkeit,
wie sie deutscherseits in der dem Dreierausschuß während seiner Ver-
handlungen überreichten Denkschrift der Akademie für Deutsches
Recht 5) dargelegt worden waren, bewußt.

Die Erkenntnis der begrenzten Zuständigkeit des Völkerbundes
zeigte sich schon in der Art der Verhandlungsführung und Abfassung des
Berichts. In allen Fragen, in denen dem Völkerbund durch den Ver-
sailler Vertrag nicht eindeutig die Befugnis zum Erlaß selbständiger
Anordnungen verliehen war, beschränkte sich der Ausschuß darauf,
Vereinbarungen zwischen Deutschland und Frankreich zu vermitteln
oder freiwillige Verpflichtungserklärungen der betreffenden Länder
gegenüber dem Völkerbund entgegen zu nehmen.

Solche Verpflichtungserklaru&apos;ngen stellten die an den Präsidenten
des Dreierausschusses gerichteten Schreiben des deutschen 6) und fran-

3) S. d. N., journ. Off., S- 647, 648-
4) S. d, N., journ. Off., S. 1694 ff-

5) Diese Zeitschr. Bd. IV, S- 781 ff-

6),Abgedruckt unten S. 124ff-
Z. ausl. öff. Recht u. Völkerr. Bd. V.
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114 Völkerrecht, Berichte und Urkunden

zösischen Außenministers vom 3. bzw- 4. Dezember 1934 sowie des

deutschen7) und französischen Botschafters in Rom vom i. bzw.

2. Dezember 1934 dar, die dem Bericht des Ausschusses in Anlagen
beigefügt wurden. Gleichfalls in Anlage beigefügt wurde dem Bericht

das deutsch-franzöSiSche Abkommen vom 3. Dezember 1934 über die

finanziellen und Grubenfragen 8).
Im einzelnen ist der Inhalt dieser Regelung folgender:
i. Der Bericht gibt zunächst unter dem Titel Definition des

durch den Vertrag geschaffenen Regimes einige Erläute-

rungen zu dem in § 35 Ziff. a des Saarstatuts vorgesehenen Regie-
rungssystem (sog. status quo). Im Gegensatz zu den Wünschen

der Barthou&apos;schen Denkschrift lehnte der Ausschuß es ausdrücklich

ab, die Einzelheiten der Organisation dieses Regimes festzulegen. Er

beschränkte sich vielmehr auf eine bloße Klarstellung des ungenauen
Ausdrucks des § 35 Ziff. a maintien du r &amp;abli par le prAent
Trait6 et la pr&amp;ente Annexe: Dieses gegenwärtige Regime werde

gegebenenfalls insofern eine Umwandlung erfahren, als die Souveränität

über das Gebiet von Deutschland auf den Völkerbund, der gegenwärtig
nur Treuhänder für die Regierung sei, übergehen würde. Der Völker-

bund könne in diesem Fall dans les limitesr du Trait Ände-

rungen zur Anpassung an das Regime der Völkerbundssouveränität

vornehmen.

Von besonderer, Bedeutung war es, daß der Bericht die Möglich-
keit einer späteren zweiten Abstimmung nicht erwähnte. Er spra
lediglich davon, daß der Völkerbund als Souveränitätsträger die Be-

fugnis haben werde, über diese Souveränität zu* verfügen, freilich nicht

nach freiem Belieben, sondern nur dans la mesure compatible avec les

dispositions du Trait6 et en harmonie aved les principes sur la base

desquels la souverainet sur le Territoire lui a et6 conf et doit Atre

exerc

2. Der Bericht beschäftigt sich sodann mit der Notwendigkeit
von Bestimmungen über den Wechsel der Staatsangehörigkeit.
Bei der Wiedervereinigung mit Deutschland seien solche Bestimmungen
überflüssig, da die Bewohner des Saargebiets die deutsche Staats-

angehörigkeit behalten hätten. Im Falle der sogenannten Aufrecht-

erhaltung des durch den Vertrag geschaffenen Regimes würde dagegen
eine nationalit6 sarroise zu schaffen sein. Mit dieser Feststellung
erkannte der Ausschuß die deutsche These an, daß eine Entscheidung
nach § 35 a eine endgültige Trennung des Saargebiets und seiner Be-

völkerung von Deutschland bedeuten würde 9). Für diesen Fall. wie

7) Abgedruckt unten S-- l23.

8) Abgedruckt unten S- 117-

9) Vgl. Denkschrift der Akademie für Deutsches Recht ZU 2 a; a. a. 0. S. 783-
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für die Vereinigung mit Frankreich schlägt der Bericht die Schaffung
eines Optionsrechts vor.

3- Im dritten Abschnitt - behandelt der Bericht die Ausdehnung
&lt;ler den Abstimmungsberechtigten durch die Erklärung der deutschen

Regierung vom 2. Juni 1934 `) gewährten Garan t i en auf die n i cht

abstimmungsberechtigten Einwohner.
Diese Garantien werden nunmehr durch die Erklärungen der

deutschen und französischen Regierung vom 3. bzw. 4. Dezember

1934 auf die nicht abstimmungsberechtigten Personen, die länger als

,drei Jahre im Saargebiet wohnen, ausgedehnt. Die seit, Beginn der

nationalsoziahstischen Revolution aus Deutschland ins Säargebiet
eingewanderten Emigranten werden von dieser Regelung nicht erfaßt.

4. Der Bericht beschäftigt sich sodann mit zwei praktisch wichtigen
Übergangsmaßnahmen für die Behandlung der Bevölkerung
-nach der Rückgliederung. Vorangestellt wird die bereits erwähnte

Feststellung des Ausschusses, daß er eine Auferlegung dauernder

Souveränitätsbeschr4nkungen in dieser Hinsicht durch den Völker-

bund für unzulässig erachte. Der Ausschuß hielt jedoch einige Über-
gangsbestimmungen für dringend erforderlich. Die deutsche Regie-
rung sicherte daher durch die Erklärung des Reichsaußenministers

&apos;vom 3. Dezember 1934 - entsprechend der französischen Erklärung
vom 4. Dezember 1934 - zu, daß die Bewohner des Saargebiets für

die Dauer eines Tahres wegen ihrer Sprache, Religion oder Rasse keine

Schlechterstellung erfahren würden und jedem Bewohner binnen dieser

Frist der freie Abzug zustehe mit, dem Recht, seinen Grundbesitz zu

behalten oder zu verkaufen und sein bewegliches Vermögen abgabenfrei
mitzunehmen.

5. Durch Schreiben des deutschen Botschafters in Rom vom

-i. Dezember 1934 verpflichtete sich Deutschland ferner zur Auf-

rechterhaltung der Sozialversicherung.
6. In der Frage der Übernahme der saarländischen Beamten

wurden in Rom keine Beschlüsse gefaßt. Der Bericht beschränkte
sich auf. die Feststellung, daß die deutsche und französische Regierung
sich zu Verhandlungen mit der Regierungskommission bereit erklärt
.hätten. Das Ergebnis dieser inzwischen durchgeführten Verhandlungen
ist die Abrede zwischen der Deutschen Regierung und der Regierungs-
kommission des Saargebietes über Beamtenfragen vom 31. Januar
1935 ]EI).

7. Die schwierigsten Fragen, die finanziellen und Gruben-

fragen, wurden gemäß § 38 des Saarstatuts im Wege direkter Verhand-

Ich) S. unten S. 122.

R. G. Bl. 1935, Teil II, S. 53 ff.
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116 Völkerrecht, Berichte und Urkunden

lungen zwischen den deutschen und französischen Sachverständigen
unter Mitwirkung eines Unterausschusses des Finanzausschusses des

Völkerbundes behandelt. Die Grundzüge der geplanten Regelung sind,
inwie bereiis erwähnt, in dem Abkom en vom 3. Dezember 1934 `)

niedergelegt, dem der Dreierausschuß in seinem Bericht einige Empfeh-
lungen für die späteren abschließenden Verhandlungen Deutschlands

und Frankreichs zugefügt hat 13).
7. Die Frage der Entsendung militärischer Polizeikj

in das Saargebiet wurde nicht vom Dreierausschuß, sondern direkt

vom Völkerbundsrat behandelt. In der. Sitzung vom 5. Dezember

193414) nahm der französische Außenminister Laval die Erklärungen
.über einen eventuellen Einmarsch französischer Truppen zurück und

schlug vor, die Aufrechterhaltung der Ordnung internationalen Kontin-

genten unter Ausschluß Frankreichs und Deutschlands anzuvertrauen.

Hiermit erklärte sich Deutschland, das an sich die rechtliche Zuständig-
keit und auch die Notwendigkeit der Entsendung von Militärvon je-her
bestritten hatte 15), auf Anfrage des Präsidenten des Dreierkomitees im

Interesse einer gütlichen Regelung einverstanden, worauf der Völker-
bund am ii. Dezember 1934 einen dem Vorschlag Lavals entsprechenden
Beschluß faßte 16).

II. Die Ratssitzung VOM 17- Januar 1935

Das Ergebnis der Volksabstimmung vom 13- Januar 1935, das eine

Stimmenmehrheit von über go 0/&quot; für die Vereinigung mit Deutschland

ergab, ist in einem besonderen Dokument des Völkerbundes am

15. Januar veröffentlicht worden 17). Am Schluß dieses Berichtes das

dort (S. 7) abgedruckte Endergebnis.
Auf Grund dieses Ergebnisses beschloß der Völkerbundsrat ent-

sprechend dem Vorschlage des Dreierkomitees am 17. Januar 1935 die

Vereinigung des ungeteilten Saargebiets mit Deutschland 8). Als

Termin der Wiedereinsetzung Deutschlands in die Regierung setzte er

den i. März 19j5 fest. Die erforderlichen Bestimmungen zur Über-

leitung der Regierung und die Ausführungsbestimmungen für die. im

Zusammenhang mit der Volksabstimmung eingegangenen Verpflich-
tungen sollte der Dreierausschuß in Verbindung mit der deutschen

-) S. unten S- 117-

13) Abgedruckt unten S. 121.

14) S. d. N., Journ. Off., S. 1706.
15) Vgl. Bruns, Die Volksabstimmung im Saargebiet, S. 78 ff.; Rühland-Böhmert,

Die rechtliche Unzulässigkeit der Verwendung französischer Truppen im Saargebiet, 1934-,

x6) S. d. N., Journ. Off., S. 1762.
17) Doc. C, 44 (1) - M 19 (1) - 1935. VII- 4-

x8) Wortlaut unten S. 126.
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Die Rückgliedetung des Saargebietes 117

-und der französischen Regierung sowie der Regi
des Saargebietes bis zum 15. Februar 1935 festsetzen, widrigenfaus
der Rat. die erforderlichen Anordnungen von sich aus treffen wollte.

Ein solches Eingreifen des Rates wird sich indessen erübrigen,
(la inzwischen alle mit der Überleitung im Zusammenhang stehenden

Fragen im Verhandlungswege geklärt worden sind.

Georg Bruns.

(Übersetzung)
a b c d e f 9 h

Abstim- Für den
Für die Für die Üq,- Unbe-

s-mun
Abgege-

en-e
Vereini- Vereini-

gültige
schrie-

Abstimmungsbezirke g bene
gg

gung mit gung mit bene
berech- wärtigen Stimm-

tigte
Stimmen

Zustand
Frank- 1Deutsch- zettel

Stimm-

reich_ land zeitel

Zusammenfassung
Saarbrücken-Stadt 88.596 84.850 10-413 286 73.761 147 238
Saarbrücken-Land 138.158 135M6 12-303 657 121.632 2o8 292
Saarlouis 95.598 *93-955 7-541 768 85.230 1-47 267
Ottweiler 100.770 99-799 8.792 52 89.875 I 137
Merzig 24.744 i.18o 66 23-362 49 85
St. Wendel 22--176 21.882 1-130 27 20.599 30 65
St. Ingbert 37.748 37.271 3.058 126 33.867 79 133
Homburg 31-449 31.o87 2.196 42 28.763 46 39

Gesamtergebnis 1539-5421528-7041 46.6131 2.1124 1477-0891 905 1 1.256

Anhang

ii.. Deutsch-französische&amp; Abkommen vOln 3. Dezember 193V9)
Accord.

Au cours des&apos;conversations qui ont eu lieu ä Rome jusqu&apos;au 3 d6cembrü

11934, les repr6sentants soussign6s des Gouvernements allemand et fran
ont 6t6 d&apos;accord pour reconnaitre que, dans la troisMme des hypoth
pr par le, Traite de Versailles (§ 35, alin6a c) de l&apos;Annexe Sarre), les
solutions suivantes devraient Atre mises en ceuvre:

I. Crddits commerciaux.
&apos;( deux Gouvernements, &amp;sireux de reduire au Minirnum les troubles

que provoque, en matMre de cr6dit, l&apos;approche du plebiscite, sont convenus

de ce qui suit:
#Dans l&apos;hypoth envisagee, les cr6ances fran aff6rentes ä des

marcbandises livr6es en Sarre avant le changement de regüne seront r6glees
en franes ä Paris par VOffice franco-allemand des paiements commerciaux.
De la m8me fa les cr6ances. commereiales sarroises sur l&apos;Allemagne affe-

19) S. d. N., journ. Off S
- 1703 ff

-
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118 VdIkeffecht, Berichte und Urkunden

rentes des marchandises livr6es avant le changement de r6gime seront

r6gl6es en Reichsmarks A Berlin par Pinstitution comp6tente.
#Dans le cas ofi, contrairement aux pr6visions actuelles, le clearing ne

serait pas maintenu, les deux Gouvernements entreront de nouveau&apos;en con-

tact pour chercher des solutions susceptibles de conduire au m6me r6sultat.

(JI. Piriode intermidiaire.

((Les deux Gouvernements, pr6voyant que, dans la troi&apos;si6me hypoth6se
pr6vue par le Trait6, le Conseil aura A fixer une p6riode interm6diaire entre

sa d6cision et la date de changement de r6gime, sont d&apos;accord pour souhaiter

que cette p6riode soit r6duite au minimum compatible avec les exigences
locales et que pendant cette,p6riode le Gouvemement du Reich fournisse,
dans le cadre des dispositions qui seront arrWes par le Conseil au cours de
sa session de janvier une collaboration effective aux services de la Commission
de gouvernement jusqu&apos;A la date oA Padministration sera assur6e par des
fonctionnaires allemands.

#Ill. Criances du Trisor Iranfais.
(ii. Dans la troisi6me hypoth6se pr6vue par le Trait6, le Gouvernement

fran c6dera au Gouvernement allemand ses droits de proprift6 sur les.

mines, chemins de fer, gares douani6res et autres avoirs imm9biliers, situ6s

dans le Territoire de la Sarre contre paiement d.&apos;une somme forfaitaire de
neuf cents millions (goo.ooo.ooo) de francs.

((2. A concurrence de cette somme, ce paiement sera assur6:

w) Par un pr6l de 95&apos;/o sur le montant total des billets
de la Banque de France et autres moyens de paiement 6trangers circu-

lant dans le Territoire de la Sarre qui seront r6cup6r6s dans les conditions.

pr6cis6es A la section V ci-apr6s.
((b) Pour le solde, par des livraisons gratuites de charbon, effectu6es

confon-n6ment h un accord A intervenir entre les deux Gouvernements

sur la base d&apos;une r6partition des quantit6s de charbon destin6es -I assurer

le paiement total du forfait en cinq ans.

A la place de ces livraisons gratuites de charbon et en vue A&apos;6viter- les,

transferts de devises le Gouvemement allemand, jusqu&apos;h extinction de sa

dette forfaitaire de neuf cents millions de francs, paiera en marks aux ayants-
droit, pour le compte du Gouvernement fran ou des amodiataires fran
les sommes dues par eux en marks dans le Territoire de la Sarre h un titre

quelconque (par exemple: indemnit6s pour d6gAts constat6s, indemnit6s

diverses, taxes dues aux communes, etc.). La contre-valeur en francs des

paiements ainsi effectu6s viendra en d6duction jusqu&apos;h due concurrence de

la dette de l&apos;Allemagne.
((3. Le Gouvernement allemand convient qu&apos;en sus des versements,

pr6c6dents, les redevances provenant des amodiations du Warndt seront

vers6es, au Tr6sor fran dans les limites de deux millions deux cent mille

tonnes par an, en moyenne, pendant- cinq ann6es. Si, au terme de la p6riode
de cinq ans convenue dans le § 2, alin6a b) ci-dessus, le paiement fortfaitaire

de neuf cents millions n&apos;avait Pas 6t6 int6gralement effectu6, les redevances,

A provenir des amodiations continueraient 6tre vers6es au Tr6sor ffangais,
jusqu&apos;A ach6vement dudit paiement. Toutefois, cette clause de prorogation
ne sera pas appliqu6e s&apos;il est constat6 par arbitre que I&apos;Allemagne West pas
responsable. de l.&apos;inex6cution du paiement.
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(14. Sans pr6judice des dispositions ci-dessus, les conditions des contrats

d&apos;amodiation seront d6battues selon les usages normaux entre le Gouverne-
m.ent allemand et les amodiataires, dans le cadre d&apos;un accord intervenir

entre les Gouvemements fran et allemand concernant les questions de

contr6le et de s6curitL
#Les contrats d&apos;amodiation -! conclure devront tenir compte 6quitable-

ment de la situation des exploitations, et le Gouvernement allemand devra

notifier aux amodiataires au moins deux ans avant 1&apos;expiration des contrats

son intention d&apos;y mettre fin.

#5. Le Gouvernement allemand prendra sa charge les d6gAts de sur-

face constat6s apr sa prise de possession, les d6gAts constat6s avant cette

date restant A la charge de I&apos;Etat fran
((6. Dans la troisi6me hypoth6se pr6vue par le Trait6, les conditions de

remise des mines, des chernins de fer et des gares douani6res feront l&apos;objet
d&apos;accords entre les deux Gouvernements dans un esprit d&apos;6quit6 et en tenant

compte, en ce qui concerne les mines, des modalit6s de la cession intervenue

en 1920.
((Les cr6ances des mines domaniales payables dans le Territoire de la

Sarre et venant A 6ch6ance apr6s le changement de r6gime seront, h titre

exceptionnel, r6gl6es en francs, h Paris, par I&apos;Office franco-allemand des paie-
ments commerciaux.

(T Les paiements globaux ci-dessus pr6vus ont un caract6re forfaitaire
et global et couvrent notarnment toutes les cr6ances de 1&apos;Etat frangais sur

I&apos;Etat allemand au titre des mines, des chernins de fer et gares douani6res,
sous r6serve des dispositions intervenir en application de l&apos;article 6.

&lt;JV. Dettes sayyoises appyouvies Par la Commission de gouveynement.
Xne fraction fix6e h 5o/o du montant total des billets de la Banque de

France et autres moyens de paiement 6trangers circulant dans le Territoire
de la Sarre qui seront r6cup6r6s dans les conditions pr6cis6es h la section V

ci-apr6s sera affect6e au service des dettes contract6es par des personnes
physiques ou morales sarroises 4vec l&apos;approbation de la Commission de gou-
vernement.

((V. Modalitis de ricupiration des billets de la Banque de France et des autres

moyens de paiement itrangers circulant en Sarre.

((Les deux Gouvernements consid6rent qu&apos;il est de leur int6r6t commun
de proc6der avec le maximum d&apos;efficacit6 la r6cup6ration des bill&apos;ets de la

Banque de France et des autres moyens de paiement 6trangers circulant dans
le Territoire de la Sarre.

((Ils fixeront la date d&apos;ouverture de cette proc6dure en prenant en consi-
d6ration leurs points de vue respectifs sur les conditions les meilleures pour
arriver aur ci-dessus vis6.

A cette fin et dans le cas oA la date susmentionn serait ant6rieure au

changement de r6gime, ils se d6clarent prks apporter leur concours h la mise

en application pratique des mesures que devrait prende la Commission de

gouvemement en vue d&apos;assurer le succ6s aussi complet et aussi rapide que
possible de cette op6ration.

#La collaboration des Gouvernements allemand et fran s pour-
suivra apr le changement de r6gime pendant toute la p6riode jug6e n6ces-

saire pour permettre la substitution totale de la monnaie allemande la

monnaie fran
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120 V61kerrecht, Berichte und Urkund.en

((Les principales mesures d&apos;ordre pratique pour assurer 1&apos;6change des
francs contre des marks devraient &amp;re les suivantes:

((a) Institution du Reichsmark comme seule monnaie 16gale;
b) Application immediate en Sarre de la 16gislation allemande

sur 1&apos;exportation des capitaux avec toutes les sanctions y aff6rentes, sous

r6serve des exceptions pr6vues et de celles que la Commission de gou-
vernement jugera utile d&apos;accorder en collaboration avec. les deux Gou-
vernements dans un esprit d6quit6, 6tant entendu q4&apos;en aucun cas,
I&apos;Administration des mines domaniales et les Administrafions publiques
fran ne seront soumises A cette Wgislation. En m6me temps,
contr6le des sorties aux fronti6res de la Sarre avec coop6ration effective
de fonctionnaites allemands;

#c) Ouverture de bureaux &amp;6change aussi nombreux que possible
(notamment aupr6s des quatre succursales de la Reichsbank, des cinq
cents six cents bureaux de poste existant en Sarre, des banques, des
caisses d&apos;6pargne) plac6s sous le contr6le de la Commission de gouverne-
ment et comprenant un repr6sentant du Gouvernement allemand, du
Gouvernement fran et de la Commission de gouvernement. Apr
le,changement de r6gime, le fonctionnement des bureaux d&apos;6change sera

assur6 par la collaboration de la Banque de France et de la Reichsbank;
# d) La Reichsbank fournira aux bureaux d&apos;6change ci-dessus

vis6s les Reichsmarks n6cessaires;
((e) Les billets de la Banque de France et autres moyens de paie-

ment 6trangers circulant en Sarre r6cup6r6s par les soins desdits bureattx
seront vers6s intervalles r6guliers dans tel organisme bancaire que
d6sigiaera la Commission de gouvernement d&apos;accord avec le Gouverne-
ment fran (Banque des R6glements internationaux ou succursale
de la Banque de France);

((f) Les billets de la Banque de France et autres moyefis de paiement
6trangers circulant en Sarre resteront d6pos en compte bloqu6 au. nom.

de la Banque des R6glements&apos;internationaux pour seiwir dans le moindre
d6lai possible au. paiement des dettes auxquelles ils sont affect6s par le

pr6sent&apos; accord;
# g) Au plus tard A, Pexpiration de la p6riode d&apos;6change, la 16gis-

lation allemande sur la d6tention de devises sera int6gralement apphqu6e
avec toutes les sanctions qu&apos;elle comporte;

((h) Tous les, billets de la Banque de France et autres moyens de

paiement 6trangers circulant en Sarre recueillis par la Reichsbank pen-
dant un Mai de six mois apr le d6but -de la p-6riode d&apos;6change et dont
il sera prouv6 qu&apos;i1s auraient dfi We remis A la Reichsbank pendant
cette p6riode seront transf6r6s au compte bloqu6 mentionn6 dans Pali-

n6a /) ei-dessus.

((Fait A Rome, le 3 d6cembre 3:934.

(Signi) Ulrich von Hassel (Signi) Charles de Chambrun.

H. S. Berger. J. Rueff.

Hermann Voigt. I.. de Peyster.
Fouques-Duparc. #
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2. AU8zug aus dem. Bericht des Dreierausschusses vOm 5. Dezember 1934
(Abschnitt H, oFinanzielle und Grubenftagen&quot;) -)

D&apos;accord avec les deux Gouvernements et sur Jeur demande, je d6sire

6galement soumettre au Conseil le projet de r6solution suivant, qui traite des

0gociations financi6res et 6conomiques qui devront intervenir a:pr6s le trans-

fert du Territoire:

((Le Conseil, en vue des n6gociations financi&amp;es et 6conomiques
qui deyraient intervenir apr le transfert du Territoire dans la troisi6me

hypoth6se pr6vue par le paragraphe 35 de I&apos;Annexe aul Trait6, recom

mande que:

((a) Les transferts correspondant aux cr6ances et inve§fissements

6trangers en Sarre continuent 6tre effectu6s sans entraves, 6tant en-

te
A

Ya situation de transfert de I&apos;Allemagne n&apos;en sera pas aggrav6e
et que la port6e juridique des contrats et obligations 6trangers qui sont

libell6s en devises ou en or ne subira pas de changement;
((b) Il soit tenu compte, dans les r6glements commerciaux A. inter-

venir, de la situation 6(,onomique existante, avec le d6sir d&apos;att6nuer les

cons6quences fAcheuses que pourraient entrainer des modificationg brus-

ques dans les relations commerciales de la Sarre avec 1&apos;ext6rieur (charbon,
produits agricoles et industriels, etc);

((c) Les principes ci-dessus insp#ent les n6gociations commerciales

qui devraient intervenir, dans Phypoth6se susvis6e, entre le Gouverne-
ment du Reich et les gouvernements int6ress6s. *

&lt;4 En outre, je *crois savoir que la situation financi6re et 6conomique du
Territoire serait favorablement influenc6e si Pon fixait &amp;s maintenant un

d6lai minimum pour la p6riode interm6diaire qui devra intervenir en cas de
retour du Territoire I&apos;Allemagne, car cette mesure donnerait une certaine
assurance contre des changemefits brusques. *Le Comit6 des Trois croit pou-
voir proposer au Conseil de d6clarer qu&apos;en tout cas cette p6riode interm6diaire
ne sera pas d&apos;une dur6e inf6rieure -I un mois.

#Les solutions indiqu6es au sujet des questions financi6res et 6conomiques
se fondent sur Phypoth6se pr6vue par Palin6a c) du § 35 de I&apos;Annexe. En
,effet, c&apos;est uniquement dans ce cas que se posent d&apos;importantes questions
financi6res qu&apos;il 6tait d6sirable de r6gler d&apos;avance. Daccord avec le Comit6

financier, le Comft6 du Conseil est d&apos;avis qu&apos;en cas de transfert du Territoire ;k
la France ou de maintien du r6gime actuel, il serait facile d&apos;6tablir les modalit6s

r des questions financi6res qui se poseraient.
&lt;( D&apos;autre part, le Comit6 se r6serve de demander, le cas 6ch6ant, au

Comit6 financier d&apos;6tudier toute ques aff6rente &apos;ii la libre disposition et au

transfert de fonds qu&apos;il y a lieu de pr6voir en cons6quence soit du droit reconnu
aux personnes quittant le Territoire de vendre leurs biens immeubles et d&apos;em-

porter leurs biens meubles, soit du paiement de rentes et pensions d&apos;assurance
sociale ceux des titulaires qui. cesseront de r6sider dans le Territoire.

20) S. d. N., journ. Off., S.. 1699.
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3, Schreiben des Reichsministers des Auswärtigen an den Vorsitzenden
des Dreierausschusses, Baron Aloisi, vom 2. Juni 1934 `)

Herr Präsident!
Berlin, den 2. Juni 1934.

Mit Beziehung auf Ihr Schreiben vom i. Juni 1934, betreffend die Volks-
abstimmung im Saargebiet, beehre ich mich, Ihnen namens der deutschen
Regierung folgendes mitzuteilen:

I. Die deutsche Regierung verpflichtet sich, unbeschadet der Bestim-
mungen des § 39 der Anlage zu Art. 5o des Vertrages von Versailles,

a) sich jedes unmittelbaren oder mittelbaren Druckes zu enthalten, der die
Freiheit und die Aufrichtigkeit der Stimmabgabe beeinträchtigen könnte;

b) sich ebenso hinsichtlich der abstimmungsberechtigten Personen jeder
Verfolgung, Vergeltungsmaßnahme oder Schlechterstellung wegen der

politischen Haltung, die diese Personen während der Verwaltung durch
den Völkerbund mit Beziehung auf den Gegenstand der Volksbefragung
eingenommen haben, zu enthalten

c) die geeigneten Maßnahmen zu treffen, um jede diesen Verpflichtungen
zuwider.laufende Handlung ihrer Staatsangehörigen zu verhindern oder
ihr Einhalt zu gebieten.
II. Wenn ein Streit zwischen Deutschland und einem Mitglied des

Völkerbundsrates über die Auslegung oder Anwendung der in dieser Erklärung
übernommenen Verpflichtungen entsteht, ist die deutsche Regierung damit

einverstanden, daß dieser Streit gemäß den Bestimmungen des Haager Ab-
kommens zur friedlichen Erledigung internationaler Streitfälle vom 18. Ok-
tober 1907 vor den ständigen Schiedsgerichtshof gebracht wird, damit.dieser
über die Streitfrage und über die zu treffenden Maßnahmen entscheidet,
unbeschadet der Rechte des Völkerbundsrates, gemäß der ihm anvertrauten

Aufgabe auf die Erfüllung dieser Verpflichtungen zu achten.

III. Außerdem ist die deutsche Regierung damit einverstanden, daß
für den Zeitraum eines Jahres, gerechnet von der Einführung des endgültigen
Regimes an, das Abstimmungsobergericht unter folgenden Bedingungen
beibehalten wird:

a) Jede im Saargebiet abstimmungsberechtigte Person kann beim Ab-

stimmungsgericht Beschwerde einlegen, wenn sie wegen ihrer während
der Verwaltung des Gebiets durch den Völkerbund mit Beziehung auf
den Gegenstand der Volksbefragung eingenommenen politischen Haltung
einen Druck, eine Verfolgung, eine Vergeltungsmaßnahme oder eine

Schlechterstellung erlitten hat. Die Beschwerde wird nur zugelassen,
wenn sie sich auf eine im Saargebiet begangene Handlung oder auf eine

Entscheidung von Behörden bezieht, die im Saargebiet oder in den Be-
zirken bestehen, denen Teile dieses Gebietes angeschlossen sind;

b) Das Gericht ist zuständig, über die Beschwerden zu entscheiden und alle
-Maßnahmen wegen angemessener Wiedergutmachung, geldlicher oder

sonstiger Art, anzuordnen; keine Entscheidung, selbst gerichtlicher Art,
die unter. die vorgenannten Bedingungen fällt, kann gegen die Ent-

scheidung des Abstimmungsgerichtes Geltung beanspruchen;

&quot;) Verordnungen, Erlasse, Verfügungen und Bekanntmachungen der Regiereings-
kommission des Saargebietes, 934, S. 243.
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c) Falls eine Person, die im Saargebiet abstimmungsberechtigt ist, von

einer Strafverfolgungs- oder Verwaltungsbehörde außerhalb des Gebietes

verfolgt wird kann sie unter denselben Bedingungen beim Abstimmungs-
gericht eine Entscheidung darüber beantragen, ob die Verfolgung im

Widerspruch zu den in dieser Erklärung übernommenen Verpflichtungen
steht; die Verfolgung ist bis zu einer Entscheidung des Abstimmungs-
gerichtes auszusetzen und, wenn diese Entscheidung es mit sich bringt,
einzustellen.

Die deutsche Regierung verpflichtet sich, alle Vorkehrungen zu treffen,
um die Ausführung der Entscheidungen zu sichern, die unter den vorstehend

festgelegten Bedingungen ergehen.
Genehmigen Sie, usw.

(gez.) Freiherr von Neurath.

4- Schreiben des Deutschen Botschafters in Rom an den Vorsitzenden

des Dreierausschusses, Baron Aloisi, vom ii. Dezember 1934 `)
Rom, den :r. Dezember 1934.

Herr Präsident!

Indem kh auf die Besprechungen über die Sozialversicherung des Saar-

gebietes Bezug nehme, beehre ich mich, Ihnen im Auftrag meiner Regierung
folgendes mitzuteilen:

Im Falle der Rückgliederung des S-aargebietes an Deutschland wird die

Sozialversicherung des Saargebiets in das allgemeine deutsche Versicherungs-
system eingegliedert werden. Diese Eingliederung wird um so leichter erfolgen
können, als die Gesetzgebung über Sozialversicherung im Saargebiet im all-

gemeinen der deutschen Gesetzgebung entspricht. Dergestalt werden die
bei den Sozialversicherungsträgern des Saargebiets erworbenen und im Ent-

stehen begriffenen Ansprüche im Rahmen der deutschen gesetzlichen Bestim-

mungen unter Berücksichtigung der etwa zweckmäßig erscheinenden Über-
gangsmaßnahmen gewahrt bleiben.

Dieser Grundsatz wird wie folgt erläutert:

i. Nach deutschem Recht stehen sowohl hinsichtlich der Anspruchsvoraus-
setzungen als auch des Ausmaßes der Leistungen Ausländer, solange sie
sich im Inlande aufhalten, den 1nländern gleich.

2. Nach deutschem Recht steht, es den Versicherten ohne Rücksicht auf
ihre Staatsangehörigkeit auch beim Aufenthalt im Auslande frei, sich die

erworbenen Anwartschaften durch freiwillige Weiterversicherung zu

erhalten; in der knappschaftlichen Pensionsversicherung konnten die

Anwartschaften bis zum 31. Dezember 1933 auch durch Entrichtung
von Anerkennungsgebühren erhalten werden.

3a. Bei Auslandsaufenthalt unterliegen sowohl Inländer wie Ausländer ge-
wissen Beschränkungen im Rentengenuß, sofern zwischenstaatliche

Verträge nichts anderes bestimmen.

3b. Nach Artikel 4 Absatz i des allgemeinen deutsth-französischen Ab-

kommens über Sozialversicherung vom 29- Juli 1932, auf dessen Zu-

standekommen die deutsche Regierung nach wie vor den größten Wert

legt, genießen Versicherte, solange sie üi Deutschland oder Frankreich

22) Nach amtlicher Mitteilung.
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wohnen, die auf Grund der Versicherungsordnungen erworbenen
Renten und Pensionen einschließlich der damit verbundenen Zuschüsse
und sonstigen Vorteile, ohne jede Einschränkung. Die Deutsche Regie-
rung ist bereit, diese Bestimmung nach Rückgliederung des Saargebiets
auf Personen anzuwenden, die bei Versicherungsträgem des Saargebiets
versichert sind oder waren.

3 c. Insoweit die bei den Versicherungsträgem des Saargebiets vor dessen

Rückgliederung an Deutschland erworbenen Renten und Pensionen
durch die Erläuterung in Ziffer 3b nicht gedeckt sein sollten, werden sie,
einschließlich der damit verbundenen Zuschüsse und sonstigen Vorteile,
ohne Rücksicht auf den Aufenthalt und die Staatsangehörigkeit des

]&apos;Berechtigten gewährt werden, soweit die Versicherungsträger des Saar-

gebiets nach der gegenwärtig in diesem Gebiet geltenden Gesetzgebung
dazu verpflichtet sind.,

4. Die rechtskräftigen und&apos; vollstreckbäten Entscheidungen der Versiche-

rungsträger und -behörden &apos;des Saargebiets werden als rechtsgültig
anerkannt, als ob sie von Versicherungsträgern oder -behörden im übrigen
Reichsgebiet- erlassen wären.

Genehmigen Sie, usw.

(gez.) von Hassell.

Schreiben des Reichsministers des Auswärtigen an den Vorsitzenden
des Dreierausschusses, Baron Aloisi, vom 3. Dezember 1934 23)

Berlin, den 3. Dezember 1934.
In Beantwortung des ,Schreibens vom 2. Dezember 1934, das Sie namens

des Ausschusses füt die Prüfung der Fragen, betr. das Saargebiet, an mich ge-
richtet haben, beehre ich m Ihnen namens der Deutschen Regierung
folgendes zu erklären:

Die Deutsche Regierung verpflichtet sich, daß hinsichtlich der nicht-

abstimmungsberechtigten Bewohner des Saargebietes keine Verfolgungen,
Vergeltungsmaßnahmen oder Schlechterstellungen wegen der politischen
Haltung stattfinden, die diese Personen während der Verwaltung durch den
Völkerbund mit Beziehung auf den Gegenstand der Volksbefragung ein-

genommen haben. Sie wird alle geeigneten Maßnahmen treffen, um jede der
vorstehenden Verpflichtung zuwi4erlaufende Handlung ihrer Staätsange-
hörigen zu verhindern oder ihr Einhalt zu gebieten.

Wenn ein Streit zwischen Deutschland und einem Mitglied des Völker-
bundsrats für die Auslegung oder Anwendung der in dieser Erklärung über-

nommenen Verpflichtungen entsteht, -wird dieser Streit gemäß den Bestim-

mungen des Haager Abkommens zur friedlichen Erledigung internationaler
Streitfälle vom 18. Oktober 1907 vor den Ständigen Schiedshof gebracht
werden, damit dieser über die Streitfrage und über die zu treffenden Maß-
nahmen entscheidet.

1,3) Verordnungen, Erlasse, Verfügungen und Bekanntmachungen der Regierungs-
kommission des Saargebietes, 1934, S. 519.
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Iii.

Außerdem ist die Deutsche Regierung damit einverstanden, daß das

Abstimmungs-Obergericht für die Übergangszeit eines Jahres, gerechnet von

der Einführung des endgültigen Regirnes an, folgende Zuständigkeiten erhält:

a) jeder nichtabstimmungsberechtigte Bewohner des Saargebietes kann
beim Abstimmungs-Obergericht Beschwerde einlegen, wenn er wegen seiner

während der Verwaltung des Gebietes durch den Völkerbund mit Beziehung
auf,den Gegenstand der Volksbefragung eingenommenen politischen Haltung
eine Verfolgung, eine Vergeltungsmaßnahme oder eine Schlechterstellung
erlitten hat. Die Beschwerde wird nur zugelassen, wenn sie sich auf eine im

Saargebiet begangene Handlung oder auf eine Entscheidung von Behörden

bezieht, die im Saargebiet oder in den Bezirken bestehen, denen Teile dieses
Gebietes angeschlossen werden.

b) Das G(gicht kann über die Beschwerden entscheiden und alle Maß-
nahmen wegen angemessener Wiedergutmachung geldlicher oder sonstiger
Art anordnen; keine Entscheidung, selbst gerichtlicher Art, die unter. die

vorgenannten Bedingungen fällt, kann gegen die Entscheidung des Abstim-

mungs-Obergerichts Geltung beanspruchen.
c) Falls ein nichtabstimmungsberechtigter Bewohner des Saargebietes

von einer Strafverfolgungs- oder Verwaltungsbehörde außerhalb des Gebietes
in der erwähnten Weise verfolgt wird, kann er unter denselben Bedingungen
beim Abstimmungs-Obergericht eine Entscheidung darüber beantragen, ob
die Verfolgung in Widerspruch zu den in dieser Erklärung übernommenen

Verpflichtungen steht; die Verfolgung ist bis zur Entscheidung des Ober-

gerichts auszusetzen und, wenn dessen Entscheidung es mit sich bringt, ein-

zustellen.

Die Deutsche Regierung verpflichtet sich, alle Vorkehrungen zu treffen,
um die Ausführung der Entscheidungen zu sichern, die unter den vorstehend

festgelegten Bedingungen ergehen.

iv.

Im Sinne der vorstehenden Bestimmungen gilt als Bewohner jede
Person, die am 13. Januar 1935 seit mindestens drei Jahren ihren Wohnsitz
im Saargebiet hat.

Genehmigen Sie, usw.

(gez.) Freiherr von Neurath.

6. Schreiben des Reichsministere des Auswärtigen an den Vorsftzenden
des Dreierausschusses, Baron Aloisi, vom 3. Dezember 193414)

Berlin, den 3. Dezember 1934.
Herr Präsident!

In Beantwortung des Schreibens vom:z. Dezember 1934, das Sie namens
des Ausschusses für die Prüfung der Fragen, betr. das Saargebiet, an mich

gerichtet haben, beehre ich mich Ihnen namens der&apos;Deutschen Regierung
folgendes zu erklären:

z4) Verordnungen, Erlasse, Verfügungen und Bekanntmachungen der Regierungs-
kommission des Saargebietes, 1934, S. 522.
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Den am heutigen Tage im Saargebiet wohnhaften Personen, die das
Gebiet verlassen wollen, steht es völlig frei, ihren dortigen Grundbesitz zu

behalten oder zu verkaufen oder ihr bewegliches Vermögen abgabenfrei mit-
zunehmen.

Den Vorteil der vorstehenden Bestimmungen können jedoch nur die
Personen in Anspruch nehmen, &apos;die ihre Absicht, das Gebiet zu verlassen,
innerhalb einer Frist von sechs Monaten, gerechnet von der Einführung der
endgültigen Rechtsordnung an, in einer schriftlichen, an die zuständige Be-
hörde gerichteten Erklärung mitteilen, und die das Gebiet innerhalb einer
Frist von einem Jahre, gerechnet von demselben, Zeitpunkt an, verlassen.

Das Recht, das bewegliche Vermögen mitzunehmen, darf nicht in miß-
bräuchlicher oder betrügerischer Weise ausgeübt werden. Die Behörden
können verlangdn, daß jede Person, die das Saargebiet ver1ä13t, ihr Eigentum
an den Gegenständen und Werten, die sie mitzunehmen wünscht, durch eine
feierliche eidesstattliche Erklärung nachweist. Andere Beweismittel können
verlangt werden, wenn die Art oder die Menge der mitzunehmenden Gegen-
stände und Werte begründeten Verdacht erregt, daß sie nicht der Person

gehören, die die erwähnte Erklärung abgegeben hat.
Die vorstehenden Bestimmungen greifen in keiner Weise der deutschen

Gesetzgebung auf dem Gebiete der Staatsangehörigkeit vor.

Für den in Absatz 2 des vorstehenden Paragraphen erwähnten Zeitraum
eines Jahres werden die Bewohner des Saargebietes ohne Rücksicht auf ihre

Staatsangehörigkeit keine Schlechterstellung wegen ihrer Sprache, Rasse oder

Religion erfahren; sie werden in dieser Beziehung rechtlich und tatsächlich
die Behandlung und die Garantien genie13en, die sich aus der gegenwärtig
im Saargebiet geltenden Gesetzgebung ergeben.&apos;

Genehmigen Sie, usw.

(gez.) Freiherr von Neurath.

7. Beschluß des Völkerbundsrates vom 17. Januar 1935 15)
Le Conseil,

Vu*les articles 49 et 5o du Trait de Versailles et le chapitre III de Yan-
nexe auxdits articles;

Vu la d6cision du Conseil du 4 juin 1934;
Vu ler pour le vote plebiscitaire dans le Territoire du Bassin

de la Sarre du 7 juillet 1934;
Vu le rapport, en date du 15 janvier 1935, par Iequel la Commission de

p16biscite a port6.ä la connaissance du Conseil,le r6sultat de la consultation
populäre qüi a eu heu le 13 janvier 1935;

Vu les engagements - pris par l&apos;Allemagne et par la France:
io. Decide l&apos;union ä l&apos;Allemagne de la tötalit6 du Territoire du Bassin

de la Sarre, tel quil est d6fini ä l&apos;article 48 du Trait6 de Versailles, dans les
conditions-d6coulant xie ce trait6 et des engagements sp6ciaux pris ä l&apos;occasion
du p16biseite;

:z5) S. d. N., Journ. Off Ziff
- 3535.
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20. Fixe au er mars 1935 la date de larde l&apos;Allemagne dans
le gouvernemerit du Territoire du Bassin de la Sarre;

Y- Charge sorr Comit6 d&apos;arrAter1- en consultation avec le Gouvernement

allemand, le Gouvernement fran et la Commission de gouvernement de la

Sarre, les dispositions requises en vue du changement der dans le Terri-

toire et des modalWs d&apos;ex6cution des engagements ci-dessus mentionn

Dans le cas oü ces dispositions n&apos;auraient pu Atre arrWes ä la date du 15f

1935, le Comit6 soumettrait ses propositions au Conseil, qui prendrait les

dnen conformit6 des paragraphes 35 c), et 39 de l&apos;annexe

ä l&apos;article 5o et des engagements speciaux pris par les deux Gouvernements

ä Yoccasion du plebiscite.
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